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Vorwort zur vierten Auflage
Das Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 24.12.2003,
genannt Hartz IV, trat am 1.1.2005 in Kraft und besteht damit nun seit 15 Jahren. Ob
die „Hartz-Reform“ ein Erfolgsmodell ist, darüber wird nach wie vor heftig gestritten.
Die aktuelle Lage am Arbeitsmarkt hat zwar dazu geführt, dass die Zahl der Arbeitslo-
sengeld II-Empfänger im Jahr 2019 erstmals unter 4 Millionen gesunken ist, und auch
die Sozialgerichte vermelden keine steigenden Eingangszahlen mehr. Widerspruchsver-
fahren und Klage im Rechtskreis  des SGB II sind allerdings nach wie vor sowohl
quantitativ als auch qualitativ der wesentliche Tätigkeitsbereich im Sozialrecht.

Seit der Vorauflage des Handbuchs zum Hartz-IV-Mandat im Jahr 2016 ist der Ge-
setzgeber nicht untätig gewesen. Mit dem Neunten Gesetz zur Änderung des SGB II
vom 26.6.2016 wurde zB die Mitwirkungspflicht der Leistungsberechtigten bei vor-
läufigen Leistungen durch Einführung des § 41 a SGB II erheblich ausgeweitet. Weite-
re Änderungen erfolgten durch das „Starke-Familien-Gesetz“ vom 29.4.2019 mit der
Verbesserung der Leistungen zur Bildung und Teilhabe. Gesetzliche Neuregelungen
mit Auswirkungen auf das SGB II erfolgten auch für EU-Ausländer in § 7 SGB II
durch das Gesetz zur Regelung von Ansprüchen ausländischer Personen in der
Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II und in der Sozialhilfe nach dem
SGB XII vom 22.12.2016 und durch das Gesetz zur Änderung des Neunten und des
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch vom 30.11.2019. Auch die Neuordnung des So-
zialen Entschädigungsrechtes durch Gesetz vom 12.12.2019 wird Auswirkungen auf
das SGB II haben. Das soziale Entschädigungsrecht sieht zB in § 93 SGB XIV Leistun-
gen zum Lebensunterhalt vor, ähnlich wie die Leistungen nach dem SGB II und dem
SGB XII, die hinsichtlich des anrechenbaren Einkommens günstiger sind als die Rege-
lungen im SGB II und SGB XII (§ 105 SGB XIV). Auf diese gesetzlichen Neuerungen
reagiert das Mandats-Handbuch in seiner 4. Auflage.

Gegenstand umfassender Erläuterungen sind zudem die zahlreichen aktuellen Ent-
scheidungen der Sozialgerichtsbarkeit. So hat das Bundesverfassungsgericht mit sei-
ner Entscheidung vom 9.11.2019 zu den Sanktionen wieder einen entscheidenden
Beitrag zur Fortentwicklung des SGB II geleistet. Das Sanktionsrecht der §§ 31 f.
SGB II wurde teilweise für verfassungswidrig erklärt, so dass ab der Entscheidung
vom 9.11.2019 nur Sanktionen mit einer Minderung des Regelbedarfes um 30% ver-
hängt werden dürfen. Auch der Europäische Gerichtshof hat mit seiner Entscheidung
vom 25.2.2016 („García-Nieto“) zur Fortentwicklung des SGB II beigetragen und
den Leistungsausschluss nach dem SGB II und SGB XII in den ersten drei Monaten
des Aufenthaltes für europarechtskonform erklärt.

Die für die Beratungspraxis besonders wichtigen Neuregelungen zum vereinfachten
Verfahren für den Zugang zu sozialer Sicherung aufgrund des Coronavirus SARS-
CoV-2 (§ 67 SGB II) aus dem Sozialschutz-Paket vom 27.3.2020 wurden aus aktuel-
lem Anlass noch kurz vor der Drucklegung berücksichtigt (vgl. § 1 Rn. 38, 49, § 3
Rn. 102 und § 4 Rn. 127).
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Meine Mitarbeiterin Frau Vera Munz hat mir während der Arbeit an der Neuauflage
in Büro den „Rücken freigehalten“ und Frau Melanie Wohlfahrt vom Nomos Verlag
hat mit großem Einsatz wesentlich zum Gelingen der vorliegenden Auflage beigetra-
gen. Hierfür spreche ich meinen allerherzlichsten Dank aus. Ich danke ausdrücklich
auch der Arbeitsgemeinschaft Sozialrecht des DAV für die gute Zusammenarbeit.

Potsdam, im März 2020 Ludwig Zimmermann

Vorwort zur vierten Auflage
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ter nach den §§ 41 ff. SGB XII sind gegenüber der Leistung von Sozialgeld (§ 23) vor-
rangig zu gewähren.

Andere Sozialleistungen sind nach dem Subsidiaritätsprinzip gegenüber den Leistun-
gen nach dem SGB II vorrangig in Anspruch zu nehmen (§ 3 Abs. 3). Dies trifft insbe-
sondere für die unterhaltssichernden Leistungen nach dem SGB III, wie Arbeitslosen-
geld, aber auch für die Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit auf Zeit zu.

Zuständigkeitsstreit zwischen dem Träger der Sozialhilfe und
dem Leistungsträger nach dem SGB II

Sofern Streit über die Zuständigkeit zwischen dem Träger der Sozialhilfe und dem
Leistungsträger nach dem SGB II besteht, hat der Leistungsträger nach dem SGB II
bis zur Entscheidung der Einigungsstelle in Vorleistung zu treten (§ 44 a Abs. 1 S. 7).
Diese Regelung ist in Anlehnung an § 145 SGB III eine Vorleistungspflicht des Leis-
tungsträgers und keine Form der vorläufigen Leistung nach § 43 SGB I.19 Erfolgt kei-
ne Leistung durch das Jobcenter wegen Vorleistungspflicht eines anderen Leistungs-
trägers, kann dieses im Wege des einstweiligen Rechtschutzes zur Leistung verpflich-
tet werden.20 Das Jobcenter muss daher Unterhaltsleistungen nach dem SGB II um-
fassend erbringen. Das Jobcenter kann den Leistungsumfang anders als nach § 43
Abs. 1 S. 1 SGB I nicht nach seinem Ermessen bestimmen.

Hinweis: Das Nachrangprinzip gilt nur, wenn sich aus einem anderen Gesetz ein
gleichartiger Anspruch ergibt und dieser Anspruch auch zur Behebung der aktuellen
Notlage durchgesetzt werden kann.

Besondere Art der Leistungsgewährung
Vorläufige Leistungen nach § 43 SGB I

Wie in dem vorgenannten Beispiel beschrieben, sind die Leistungsträger zur Zahlung
von vorläufigen Leistungen erst nach dem Ablauf eines Kalendermonates verpflichtet
(§ 43 SGB I). Der Leistungsträger (Jobcenter) nach dem SGB II hat die Geldleistungen
zum Lebensunterhalt jeweils monatlich im Voraus zu erbringen (§ 41 Abs. 1 S. 4). So-
fern der Leistungsberechtigte erst im Laufe des Monates einen Antrag auf Leistung
stellt, wirkt der Antrag auf den ersten des Monats zurück (§ 37 Abs. 2 S. 2). Für eine
vorläufige Leistung ist daher im SGB II kaum Raum.

Vorschüsse nach § 42 Abs. 1 S. 1 SGB I
Die Leistungsträger können Vorschussleistungen (§ 42 SGB I) erbringen, wenn fest-
steht, dass ein Anspruch auf eine Sozialleistung dem Grunde nach besteht, die Ermitt-
lung der Anspruchshöhe allerdings Feststellungen erfordert, die noch längere Zeit in
Anspruch nehmen.

6.

7.
a)

b)

19 BSG 7.11.2006 – B 7 b AS 10/06 R.
20 LSG Baden-Württemberg 2.6.2014 – L 12 AS 5220/13 ER, info also 2014, 215–218.

§ 1 Grundlagen und Verwaltungsverfahren1
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Vorläufige Entscheidung nach § 41 a (alt § 328 SGB III)
Liegen ähnliche Voraussetzungen wie bei §§ 42, 43 SGB I vor, dh bedarf es, bei sonst
hinreichend wahrscheinlichem Anspruchsgrund, zur Ermittlung der Leistungshöhe ei-
nes längeren Zeitraums oder steht der Anspruch dem Grunde nach fest und ist nur
die Höhe der Leistung unbestimmt, so hat das Jobcenter nach § 41 a über die Leis-
tung vorläufig zu entscheiden. § 41 a ersetzt die vorläufige Leistung in entsprechender
Anwendung des § 328 Abs. 1 SGB III. Dies trifft insbesondere bei schwankenden Ein-
künften von geringverdienenden Selbstständigen und ebensolchen Arbeitnehmern mit
schwankenden Einkünften zu. Der Leistungszeitraum bei einer vorläufigen Entschei-
dung soll, dh von Ausnahmefällen abgesehen („Soll-Ermessen“), auf sechs Monate
verkürzt werden (§ 41 Abs. 3). Nach § 67 Abs. 4 ist bei einer vorläufigen Leistung
nur für einen Zeitraum von sechs Monaten zu entscheiden.21

Vorwegzahlung
Die von der Rechtsprechung entwickelte Rechtsfigur der Vorwegzahlung hat im
SGB II keine Bedeutung, weil die Leistungen im Voraus zu erbringen sind.22

Verwaltungsverfahren
Antragsverfahren

Leistungen nach dem SGB II werden nach § 37 Abs. 1 nur auf Antrag gewährt. Der
Leistungsträger muss auf den Antrag hin tätig werden, denn auf Leistungen nach
dem SGB II besteht ein Rechtsanspruch (§ 40 Abs. 1 S. 1 iVm § 18 S. 2 SGB X). Wird
ein Verwaltungsverfahren nicht eingeleitet und ergeht innerhalb einer Frist von sechs
Monaten keine Verwaltungsentscheidung, kann der Leistungsberechtigte durch Untä-
tigkeitsklage (§ 86 SGG) eine Entscheidung im Verwaltungsverfahren erzwingen.

Einen Antrag auf Sozialleistungen, einschließlich Leistungen nach dem SGB II, kann
jeder Bürger stellen, der handlungsfähig im Sinne des Sozialgesetzbuches ist. Perso-
nen, die das 15. Lebensjahr vollendet haben, sind handlungsfähig (§ 36 Abs. 1 SGB I)
und können Anträge auf Sozialleistungen stellen und verfolgen, dh sie können über
die Antragstellung hinaus auch gegen einen ablehnenden Bescheid wirksam Wider-
spruch einlegen. Die Rücknahme eines Antrages ist an die Zustimmung des gesetzli-
chen Vertreters gebunden (§ 36 Abs. 2 S. 2 SGB I).

Leistungsanträge müssen bei dem zuständigen Leistungsträger gestellt werden (§ 16
Abs. 1 SGB I). Werden die Leistungen bei einem unzuständigen Leistungsträger bean-
tragt, so ist dieser verpflichtet, sie entgegenzunehmen und sie an den zuständigen
Leistungsträger weiterzuleiten (§ 16 Abs. 2 SGB I). Wird der Antrag bei einem unzu-
ständigen Leistungsträger gestellt, gilt er hinsichtlich des Zeitpunkts als bei diesem
rechtzeitig gestellt (§ 16 Abs. 2 S. 2 SGB I). Es muss allerdings aus dem Antrag er-
kennbar sein, dass auch bei dem unzuständigen Leistungsträger eine Leistung nach
dem SGB II begehrt wird.

c)

d)

III.
1.

21 Sozialschutz-Paket, BGBl. 2020 I 575.
22 Vgl. Krodel, Das sozialgerichtliche Eilverfahren, 4. Aufl. 2016, Rn. 468.

III. Verwaltungsverfahren 1

27

38

39

40

41

42

https://www.nomos-shop.de/titel/das-hartz-iv-mandat-id-87818/



 Alleinstehende Ehepaare Kinder

Bildung und Teilhabe   228/228 EUR

Heizkosten 612/660 EUR 852 EUR 168/180 EUR

Summe = sächliches Exis-
tenzminimum 9.168/9.408 EUR 15.540 EUR 4.896/5.004 EUR

Steuerlicher Freibetrag 9.000/9.000 EUR 18.000 EUR 4.788/4.788 EUR

Beispiel: Die Leistungsberechtigte (L) lebt mit ihrem Kind (K 8 Jahre alt) zusammen, für
das sie 204 EUR Kindergeld erhält. Die angemessenen Wohnkosten betragen 444 EUR
monatlich. Die L verfügt über ein anrechenbares bereinigtes Einkommen iHv 1.000 EUR
monatlich. K ist acht Jahre alt.

Bei einem Alleinstehenden beträgt der statistisch ermittelte Unterkunftsbedarf für das
Jahr 2020, bestehend aus Kosten der Unterkunft und Heizung, somit 3.552 EUR + 660 EUR
= 4.212 EUR, bei einem Kind 1.068 EUR + 180 EUR = 1.248 EUR. Die jeweilige Quote errech-
net sich wie folgt:

Anteil der L  4.212 EUR entsprechen 77,14 %
Anteil des K + 1.248 EUR entsprechen 22,86 %
Gesamtbedarf = 5.460 EUR  

Im nächsten Schritt sind die tatsächlichen Anteile an den Wohnkosten von L und K zu er-
mitteln.

Kostenanteil L: 77,14 % von 444 EUR = 342,50 EUR
Kostenanteil K: 22,86 % von 444 EUR = 101,50 EUR

Nunmehr wird der Gesamtbedarf der L ermittelt:

Regelbedarf 432,00 EUR
+ Mehrbedarf für Alleinerziehende
§ 21 Abs. 3 Nr. 2 iVm § 77 Abs. 5 + 51,84 EUR
+ Kosten Unterkunft und Heizung + 342,50 EUR
Gesamtbedarf = 826,34 EUR 826,34 EUR
./. Anrechenbares Einkommen - 1.000,00 EUR
Überdeckung = - 173,66 EUR

Der Gesamtbedarf iHv 826,34 EUR liegt also unter dem anzurechnenden Einkommen iHv
1.000 EUR. Die Überdeckung führt zu einer Kürzung des Kinderzuschlags, der sich um je-
den vollen Unterschiedsbetrag von 10 EUR um jeweils 5 EUR verringert.

Kinderzuschlag 185,00 EUR
./. Minderungsbetrag 173,66 EUR ÷ 10 * 5 - 87,00 EUR
= verbleibender Leistungsbetrag = 98,00 EUR

Die L erhält somit einen Kinderzuschlag iHv 98 EUR. Durch die Zahlung dieses Kinderzu-
schlages wird die Hilfebedürftigkeit nach dem SGB II vermieden, da der Kinderzuschlag
höher ist, als die Leistungen nach dem SGB II iHv insgesamt, die sich aus der folgenden
Bedarfsberechnung ergeben:

Regelbedarf K 308 EUR
+ Bedarf K Unterkunft und
Heizung (50 %) + 222 EUR

§ 4 Anrechnung von Einkommen und Vermögen4
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Sanktionen
Das SGB II stellt umfangreiche Anforderungen an den Leistungsberechtigten zur Be-
endigung seiner Hilfebedürftigkeit. Er ist verpflichtet alles zu tun, um seine Hilfebe-
dürftigkeit zu beseitigen und zwar insbesondere durch die Aufnahme einer zumutba-
ren Arbeit (§ 2 Abs. 1 S. 3 iVm § 10 SGB II). Um die aktive Mitarbeit zur Beseitigung
der Hilfebedürftigkeit sicherzustellen, sieht das Gesetz neben Leistungsanreizen, wie
der Nichtanrechnung eines Teils des Arbeitseinkommens (§ 11 b Abs. 2, 3 SGB II),
auch die Sanktionierung von Fehlverhalten, insbesondere gegen die Integration in Ar-
beit, vor (§ 31 a Abs. 1 SGB II). Die Sanktionen sind grundsätzlich verfassungsge-
mäß.1 Das Gesetz unterscheidet zwischen einer Pflichtverletzung (§ 31 Abs. 1 Abs. 2)
mit einer Leistungsabsenkung um mindestens 30 % des nach § 20 maßgebenden Re-
gelbedarfes (§ 31 a Abs. 1 SGB II) und den Pflichtverletzungen bei Meldeversäumnis
mit einer Absenkung von 10 % des maßgebenden Regelbedarfes (§ 32 Abs. 1).2

Gemeinsame Voraussetzungen von Sanktionen
Die Sanktionstatbestände sind den Sperrzeittatbeständen aus dem Arbeitsförderungs-
recht (§ 159 SGB III) nachgebildet. Auf die hierzu ergangene Rechtsprechung kann
im Einzelfall zurückgegriffen werden. Bei Übertragung dieser Rechtsprechung ist je-
doch zu berücksichtigen, dass an die Prüfung der Tatbestandsvoraussetzungen der
Sanktionstatbestände höhere Anforderungen gestellt werden müssen als bei einer
Sperrzeit, weil sich hierbei um einen Eingriff in das Grundrecht auf Sicherung der
Existenz handelt.3

Anforderungen an eine Rechtsfolgenbelehrung
Bereits in einer Eingliederungsvereinbarung müssen die Rechtsfolgen für den Fall der
Verwirklichung eines Sanktionstatbestandes hinreichend bestimmt sein, andernfalls
liegt keine ordnungsgemäße Belehrung über die Rechtsfolgen vor. Die Rechtsfolgen-
belehrung muss den von der Rechtsprechung zu den Sperrzeittatbeständen nach
§ 159 SGB III entwickelten Grundsätzen entsprechen.4 Sie muss konkret, verständ-
lich, inhaltlich richtig und vollständig sein. Die Belehrung muss auf den Einzelfall
ausgerichtet sein und darf sich nicht in dem Übergeben eines Merkblattes oder der
Widergabe des Gesetzestextes erschöpfen, aus dem der Leistungsberechtigte die
Rechtsfolgen entnehmen kann. Erforderlich ist insbesondere eine Umsetzung der in
Betracht kommenden Verhaltensanweisungen und möglicher Maßnahmen auf die
Verhältnisse des konkreten Einzelfalls. Das gleiche trifft für ein Arbeitsangebot zu.
Bei einem Arbeitsangebot muss die Tätigkeit so genau beschrieben werden, dass der
Leistungsberechtigte prüfen kann, ob die Tätigkeit ihm, nach seinen körperlichen

§ 5

I.

1.

1 BVerfG 5.11.2019 – 1 BvL 7/16, Rn. 154 ff. Die vom BVerfG in dieser Entscheidung gemachten Einschränkun-
gen der Anwendung der §§ 31 ff. werden im Nachfolgenden beschrieben (→ Rn. 5).

2 Ob eine Leistungsabsenkung um mehr als 30 % möglich ist, wird unter → Rn. 5 f. erläutert.
3 BSG 15.12.2010 – B 14 AS 92/09 R, Rn. 24; BSG 28.11.2018 – B 14 AS 48/17R, Rn. 18; BVerfG 5.11.2019 –

1 BvL 7/16, Rn. 159.
4 BSG 16.12.2008 – B 4 AS 60/07 R.
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und geistigen Fähigkeiten zumutbar ist und diese auch nicht gegen geltendes Recht
verstößt.5 Die Rechtsfolgen der Sanktion bei Ablehnung des konkreten Arbeitsange-
botes müssen genau beschrieben werden, dh welche Leistungsminderung mit welcher
Dauer eintritt.6 Das Gleiche gilt bei einer Eingliederungsmaßnahme, diese muss aus-
reichend konkret beschreiben sein, so dass sich der Leistungsberechtigte ein Bild da-
von machen kann, ob sie zumutbar, erforderlich und geeignet ist.7 Diese strengen An-
forderungen an den Inhalt der Rechtsfolgenbelehrung sind vor allem deshalb gebo-
ten, weil es sich bei der Herabsetzung der Grundsicherungsleistungen, um einen
schwerwiegenden Eingriff in die Grundrechte der Betroffenen handelt.8 Die Beleh-
rung muss außerdem zeitnah zum geforderten Verhalten erfolgen und für den Leis-
tungsberechtigten verständlich sein.9 Bei der Rechtsfolgenbelehrung ist auch der Er-
kenntnishorizont des Adressaten zu beachten. Werden Leistungen nach dem SGB II
auf die Leistungen für Unterkunft- und Heizung beschränkt, muss ersichtlich sein,
dass auch dieser (Rest-)Anspruch noch durch Einkommen gemindert wird.10 Eine
Rechtsfolgenbelehrung muss nicht zwingend schriftlich, sondern kann auch mündlich
erfolgen, wenn sie den Anforderungen entspricht.11

Beispiel: In der Eingliederungsvereinbarung vom 20.3.2019 wird festgehalten, dass der
Leistungsberechtigte ein Bewerbungstraining durchlaufen soll. Die Eingliederungsverein-
barung enthält den Hinweis, dass im Falle eines Verstoßes gegen den Inhalt dieser Verein-
barung eine Absenkung der Leistungen nach dem SGB II um 30 % erfolgen kann. Am
12.6.2019 erhält der Leistungsberechtigte eine Aufforderung, bei der B GmbH ein Bewer-
bungstraining zu absolvieren. Der Leistungsberechtigte erscheint zu dem Bewerbungstrai-
ning nicht, weil er bereits im Dezember 2017 bei der B GmbH ein Bewerbungstraining ab-
solviert hatte. Der Leistungsträger erlässt am 20.6.2019 einen Sanktionsbescheid, in dem
der Leistungsbescheid vom 2.2.2019 mit dem Leistungszeitraum vom 1.5.2019 bis zum
30.410.2020 für die Zeit vom 1.7. bis zum 30.9.2019 teilweise aufgehoben wird und zwar
wird der Regelbedarf in Höhe von 424 EUR auf 297 EUR reduziert.

Im vorliegenden Fall fehlt es bereits an einer hinreichenden Belehrung über die Rechtsfol-
gen, denn dem Leistungsberechtigten muss im Einzelnen dargelegt werden, wie sich der
Pflichtverstoß auf seinen Leistungsbezug auswirkt. Ihm muss konkret der Absenkungsbe-
trag und die Dauer der Absenkung mitgeteilt werden. Zusätzlich scheint es hier fraglich,
ob eine Belehrung im Zusammenhang mit der Eingliederungsvereinbarung ausreicht. Die
Eingliederungsvereinbarung datiert hier von Ende März 2019. Die Eingliederungsmaßnah-
me erfolgt fast drei Monate später, so dass kein enger Zusammenhang mit der Eingliede-
rungsvereinbarung mehr gegeben ist. Der Leistungsträger muss in solchen Fällen die
Rechtsfolgenbelehrung wiederholen.

Umfang der Minderung nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom
5.11.2019:12 Die Regelungen der § 31 bis 32 sehen vor, dass die Sanktionen in der

5 Vgl. Gesetz zur Regelung des allgemeinen Mindestlohns (MiLoG) 11.8.2014, BGBl. I 1348.
6 BSG 27.6.2019 – B 11 AL 14/18 R, Rn. 2, 17.
7 LSG Bayern 28.6.2012 – L 7 AS 985/11.
8 BSG 18.2.2010 – B 14 AS 53/08 R; BVerfG 5.11.2019 – 1 BvL 7/16, Rn. 160.
9 BSG 10.12.1981 – 7 RAr 24/81, SozR 4100 § 119 AFG Nr. 18.

10 LSG Niedersachsen-Bremen 26.5.2015 – L 7 AS 1059/13.
11 LSG Sachsen-Anhalt 4.4.2013 – L 5 AS 279/13 B ER, NZS 2013, 673.
12 BVerfG 5.11.2019 – 1 BvL 7/16.
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